Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 3296 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 199. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 20. März 1957 


1. Abgeordneter 
Dr. Rinke 


2. Abgeordneter 

Dr. Preller 


3. Abgeordnete 

Frau Dr. Ilk 


4. Abgeordneter 

Held 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Unfälle 
deutscher Reisender in Jugoslawien, insbeson- 
dere Kraftfahrzeugunfälle, trotz klarer Rechts- 
lage mit vielmonatigen, oft sogar mit jahre- 
langen Verzögerungen von den jugoslawischen 
Stellen bearbeitet und reguliert werden, wenn 
deutschen Reisenden aus den Unfällen An- 
sprüche gegen jugoslawische Verkehrsteilneh- 
mer zustehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die jugoslawische Regierung zu veranlassen, 
daß dieser Mißstand im Interesse eines geord- 
neten Reiseverkehrs endlich beseitigt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die von ihr 
finanziell maßgeblich getragene Verwaltungs- 
gesellschaft für Industriegrundstücke, Bad 
Godesberg, in dem Sinne cinzuwirken, daß die 
Gesellschaft die von ihr verwalteten Häuser 
der Siedlung Waldhof bei Eschenstruth im 
Landkreis Kassel den Mietern zu einem ange- 
messenen Preis verkauft? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 
13. Februar 1957 ein 60 t schweres amerika- 
nisches Sturmgeschütz auf einem etwa 20 t 
schweren Tieflader die wegen Frostaufbrüchen 
gesperrte Bundesstraße 19 und die für Fahr- 
zeuge über 6 t gesperrte Bundesstraße 309 be- 
fuhr, obwohl die Regierung von Schwaben und 
das Landratsamt Kempten eine Ausnahme- 
genehmigung ausdrücklich verweigert hatten, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegen 
diese wie auch gegen sonstige Zuwiderhandlun- 
gen amerikanischer Militärdienststellen gegen 
Straßenverkehrsvorschriften zu tun? 

Ist dem Herrn Bundesverteidigungsminister 
bekannt, daß das gesamte Gebiet des Teuto- 
burger Waldes als „Heilgarten Deutschlands“ 
und als „Lunge des Ruhrgebiets“ außerordent- 
lich stark besucht wird und die Bevölkerung 
der Ortschaften dieses Gebietes in erster Linie 
von dem Fremdenverkehr lebt? 


litruCk: Bucfadruckerel Peter Meier, Buisdorf/Stegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 2Q 
Telefon 15S1 



5. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


6. Abgeordneter 
Kahn- Ackermann 


7. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


8. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


9. Abgeordneter 
Miller 


Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, bei der Erweiterung des Truppenübungs- 
platzes Senne auf diese Tatsachen im vollen 
Umfange Rücksicht zu nehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bundes- 
ministerien anzuweisen, daß Briefe, welche von 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages in ihrer 
Eigenschaft als Abgeordnete an die Ministerien 
gerichtet werden, binnen spätestens sieben 
Tagen beantwortet werden müssen? 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung 
für den Fall getroffen, daß nach dem weiteren 
Zusammenschluß bestehender Großbanken sich 
eine Aktienmehrheit der aus dem ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögen entstandenen 
Nachfolgegesellschaften Ufa und Bavaria in 
einer Hand befindet? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine derartige Möglichkeit mit den Bestimmun- 
gen des Ufi-Entflechtungsgesetzes in Überein- 
stimmung zu bringen ist? 

Trifft es zu, daß der Bundesregierung ein Kauf- 
angebot der Ufa für die „Deutsche Wochen- 
schau GmbH“ vorliegt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die „Deut- 
sche Wochenschau GmbH“ an die Ufa zu ver- 
äußern? 

Mit wieviel Kopien laufen die bundeseigene 
„Neue Deutsche Wochenschau“ und die „Ufa- 
Wochenschau“ gegenwärtig in der ersten und 
zweiten Auswertung? 

Entsprechen die von Vertretern des privaten 
Omnibusgewerbes aufgestellten Behauptungen 
den Tatsachen, wonach seit Beginn des Jahres 
1955 bis heute die Kosten für Dieseltreibstoff 
effektiv um 46 v.H., Löhne und Gehälter um 
25 v.H., die Kraftfahrzeugsteuer um 55 v.H., 
sonstige Material- und Handwerkerkosten für 
das Omnibusgewerbe um 30 v.H. gestiegen 
sind? 

Entspricht die Behauptung den Tatsachen, wo- 
nach die Gesamtkosten des privaten Omnibus- 
gewerbes seit 1950 um durchschnittlich 53 v.H. 
gestiegen sind? 

Hält es der Herr Bundespostminister bei der 
heutigen Beförderungsmöglichkeit für ausrei- 
chend, wenn Eilbriefsendungen in einen Bade- 
ort mit ca. 50 000 bis 60 000 Übernachtungen 
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im Jahre, bei einer Entfernung von etwa 30 km 
Luftlinie, den Empfänger dort erst nach 24 bis 
38 Stunden erreichen? Ist der Herr Bundes- 
postminister bereit, diesen für viele Badegäste 
unerträglichen Zustand dadurch zu beseitigen, 
daß er die Zustellpostanstalt für Bad Gögging 
von Abensberg nach der Bahnstation des Bade- 
ortes Neustadt (Donau) verlegt, damit die 
Postabholung ermöglicht wird? Wäre es nicht 
überhaupt angebracht, zweimalige Postzustel- 
lung dorthin durchzuführen? 


War dem Auswärtigen Amt der Text des 
Buches „Das Buch der Etikette“ — verfaßt von 
Karlheinz Graudenz „unter Mitarbeit von 
Erica Pappritz“, stellvertretender Chef des 
Protokolls — bekannt, und billigt es den offi- 
ziösen Anstrich, den es durch die Nennung der 
Mitautorin erhalten hat? 

Hält der Herr Bundesaußenminister Frau 
Pappritz für geeignet, auf Grund dieses Buches 
den diplomatischen Nachwuchs in Etikette- 
fragen zu unterrichten? 

Ist beabsichtigt, dieses Buch den diplomatischen 
und konsularischen Auslandsvertretungen zum 
Ankauf zu empfehlen, und sind hierzu bereits 
Mittel verwendet oder in Aussicht gestellt? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 
daß die ihm nachgeordneten Dienststellen sich 
vielfach weigern, der in seinem Rundschreiben 
vom 23. Juli 1956 vertretenen Auffassung, die 
Vorschriften über die Gewährung von Kinder- 
zuschlag für in der Berufsausbildung befind- 
liche Kinder von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes nicht allzu eng auszulegen, zu folgen? 
Falls ja, was gedenkt der Herr Bundesfinanz- 
minister zu tun, um seinen Intentionen Wirk- 
samkeit zu verschaffen? 

Genügt im Zusammenhang mit obiger Frage 
bei Lehrlingen, die als Tarifpartner des Lehr- 
vertrages nicht Mitglied einer Gewerkschaft 
sind, die Zustimmung der zuständigen Indu- 
strie- und Handelskammer oder Handwerks- 
kammer zur Herabsetzung der Lehrlingsver- 
gütung auf 75 DM monatlich auf Grund einer 
freiwilligen Vereinbarung zwischen dem Er- 
ziehungsberechtigten und dem Lehrherrn, um 
die im Rundschreiben vom 23. Juli 1956 ge- 
nannten Voraussetzungen zur Weiterzahlung 
des Kinderzuschlags zu erfüllen? 


10. Abgeordnete 
Frau Renger 


11. Abgeordneter 
Kramei 
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Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, den 
Kinderzuschlag rückwirkend in den Fällen zu 
gewähren, in denen trotz Bestehens einer frei- 
willigen Vereinbarung auf Herabsetzung der 
Lehrlingsvergütung zwischen Erziehungsbe- 
rechtigten und Lehrherrn die Zahlung des Kin- 
derzuschlags verweigert wurde? 

12. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverteidigungsmini&ter 
Kahn-Ackermann die unter dem 1. Februar 1957 veröffentlichte 

Denkschrift des Betriebsrats vonHeadquarters 
1485th Support Wing (Training) APO 207 US 
Air Force bekannt? 

Beabsichtigt der Herr Bundesverteidigungs- 
minister, im Zuge der Übernahme des zivilen 
bei der amerikanischen Luftwaffe dienenden 
deutschen Personals in seinen Hauptpunkten, 
z. B. der Anerkennung der Dienstzeit bei den 
Alliierten Streitkräften als Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst und des Verzichts auf eine 
Probezeit bei Übernahme, entgegenzukommen? 

13. Abgeordneter Hat die~ Bundesregierung entsprechend der 

Bazille Unterrichtung des Deutschen Bundestages — 

Drucksache Nr. 3940 der 1. Wahlperiode — , 
wonach durch das „Gesetz über die am 26. Au- 
gust 1952 in Bonn Unterzeichneten drei Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über die deutschen Vermögenswerte in 
der Schweiz, über die Regelung der Forderun- 
gen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich und zum 
deutschen Lastenausgleich“ die Möglichkeit er- 
öffnet werde, schweizer Kriegsopfern einen 
Ausgleich für die von ihnen erlittenen Ein- 
bußen zu schaffen, Verhandlungen mit dem 
Ziel geführt, daß den in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden schweizer Kriegsopfern 
in absehbarer Zeit entsprechende Leistungen 
zugeführt werden können? 

Ist die Bundesregierung im Fall des Scheiterns 
solcher Verhandlungen bereit, den in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden schweizer 
Kriegsopfern durch Vorlage eines entsprechen- 
den Gesetzes an den Bundestag diejenigen Lei- 
stungen zuzuführen, die den deutschen Kriegs- 
opfern gewährt werden? 

14. Abgeordnete Welche Einstellung hat die Bundesregierung 

Gräfin zur Empfehlung 1 16 der Beratenden Versamm- 

Finckenstein lung des Europarates betreffend Nachrichten- 
sendungen in russischer Sprache über deutsche 
Sender? 
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15. Abgeordnete 
Frau Dr, Rehling 


16. Abgeordnete 

Frau Dr. Rehling 


17. Abgeordneter 

Dr. Kopf 


18. Abgeordneter 

Altmaier 


Beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechend 
der Empfehlung 127 der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates dem unter der Schirm- 
herrschaft der UNESCO abgeschlossenen Ab- 
kommen über die Schaffung eines internatio- 
nalen Rechenzentrums beizutreten, und ist sie 
an den vorbereitenden Arbeiten des in Rom be- 
stehenden Komitees beteiligt? 

Durch welche Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung, entsprechend der Empfehlung 
128 der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates das auf der 9. Generalkonferenz der 
UNESCO in New Delhi beschlossene Haupt- 
vorhaben wechselseitiger Würdigung der kul- 
turellen Werte der östlichen und westlichen 
Welt zu fördern? 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Entwurf 
einer multilateralen Konvention über Ausliefe- 
rung von Verbrechern entsprechend der Emp- 
fehlung 124 der Beratenden Versammlung des 
Europarates ihre Zustimmung zu geben? 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung 
das von der ersten Europäischen Konferenz der 
lokalen Behörden vom 12. bis 14. Januar 1957 
in Straßburg aufgestellte Programm zu unter- 
stützen, das unter anderem vorsieht: 

die Schaffung eines europäischen kommunalen 
Kreditinstituts, das den Gemeinden die Auf- 
nahme privater, nationaler oder ausländischer 
Kredite erleichtert; 

Absprachen mit der Hohen Behörde der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
um den Gemeinden der Industriereviere die 
Lösung ihrer neuen Aufgaben zu erleichtern, 
die durch Stillegung und Verlagerung von 
Industrie- und Bergbaubetrieben und der da- 
mit verbundenen Arbeiter-Umsiedlungen oder 
Umschulung von Arbeitskräften entstanden 
sind oder entstehen werden; 

die Verbreitung der europäischen Idee auf 
kommunaler Ebene durch den Austausch von 
Schülern, Lehrern, Gemeindebeamten und 
anderen Berufstätigen sowie durch die Auf- 
nahme kultureller und freundschaftlicher Be- 
ziehungen zwischen Städten und Gemeinden, 
die ihren besten Ausdruck in der jährlichen 
Verleihung des kommunalen Europapreises 
finden? 
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19. Abgeordneter 
Schmitt 

(Vockenhausen) 

20. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


21. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


22. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


23. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


24. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


25. Abgeordneter 

Wittrock 


Wie verteilen sich die zum 1. April 1957 er- 
folgten Einberufungen zur Bundeswehr zah- 
lenmäßig auf die einzelnen Bundesländer? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, der Frage des Austausches deutscher Sol- 
daten und Offiziere mit den Angehörigen der 
uns befreundeten und verbündeten Streitkräfte 
sein besonderes Augenmerk zu widmen, um 
hierdurch das gegenseitige Sichverstehen und 
Kennenlernen zu fördern? 

Sind in dieser Richtung schon wirkliche prak- 
tische Schritte unternommen worden? 

In welcher Richtung hält der Bundesernäh- 
rungsminister eine Veränderung der Betriebs- 
fläche großbäuerlicher Betriebe (Gesindebe- 
triebe) für notwendig, um nach den Feststel- 
lungen des Grünen Plans — zu Drucksache 
3200 Seite 16 — die Arbeitswirtschaft dieser 
Betriebe nachhaltig verbessern zu können? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
mit der Einführung der Zollvormerkkarte für 
zeitweilig im Fremdenverkehr eingeführte 
Automobile gemacht? 

Wie stellen sich unsere Nachbarstaaten, die 
Mitglieder des Europarates sind, zur Einfüh- 
rung einer vergleichbaren Erleichterung für 
deutsche motorisierte Auslandsreisende? 

Werden unsere Nachbarländer Österreich, 
Italien und die Niederlande noch in der dies- 
jährigen Reisezeit auf den Paßzwang für Deut- 
sche verzichten? 

Wann wird am Straßengrenzübergang in Kehl 
die Grenzkontrolle für Ein- und Ausreise je- 
weils nur auf einer Seite durchgeführt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, alle Maßnah- 
men zu treffen, die geeignet sind, eine Erstat- 
tung der Wahlkosten für die Bundestagswahl 
an die Länder und Gemeinden (§ 51 Wahl- 
gesetz) unmittelbar nach dem Wahltag zu ge- 
währleisten? 

Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
daß der für die Berechnung des Erstattungs- 
betrages maßgebliche Festbetrag pro Wahl- 
berechtigten schon vor dem Wahltag den Ge- 
meinden mitgeteilt werden kann? 
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Ist die Bundesregierung auch bereit, im Hin- 
blick auf die Liquiditätsschwierigkeiten vieler 
Gemeinden vor dem Wahltag Vorschußzah- 
lungen an die Gemeinden zu veranlassen? 


26. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


27. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


28. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


29. Abgeordneter 

Paul 


30. Abgeordneter 

Herold 


Wann ist mit dem Erlaß der geplanten Bundes- 
richtlinien über das Bepflanzen der Autobahn- 
mittelstreifen als Blendschutz zu rechnen? 


Billigt es der Herr Bundespostminister, daß 
durch das Postamt Eckernförde 1,50 DM er- 
hoben werden, falls man nicht in der Lage ist, 
bei der Abholung des neuen örtlichen Fern- 
sprechbuches, welches von der Deutschen Post- 
reklame und einer Privatdruckerei herausge- 
geben wird, das alte örtliche Fernsprechbuch 
im Gewicht von 70 Gramm abzuliefern? 


Wie groß ist gegenwärtig die Zahl der Perso- 
nen, die nach § 27 des Bundesversorgungsge- 
setzes eine Erziehungsbeihilfe erhalten? Welche 
Summe wird im Haushaltsjahr 1957 voraus- 
sichtlich für diesen Zweck aufgewendet werden 
müssen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahl- 
reiche deutsche Kasernen, die von den Statio- 
nierungsmächten benutzt werden, nur zu einem 
geringen Teil belegt sind und daß große Räum- 
lichkeiten in diesen Kasernen leerstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Verhand- 
lungen mit den Stationierungsmächten um die 
Freigabe oder teilweise Mitbenutzung dieser 
Kasernen zu intensivieren? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Baupro- 
gramm für neue Kasernen der sich aus diesen 
Verhandlungen ergebenden Situation anzupas- 
sen und entsprechend zu reduzieren? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Bun- 
desaufsichtsamt für Versicherungs- und Bau- 
sparwesen einer privaten Krankenversiche- 
rungsgesellschaft Genehmigung zu Beitrags- 
erhöhungen bis zu 300 v.H. erteilt hat, obwohl 
dem nur geringfügige Leistungserhöhungen 
gegenüber stehen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß es sich hier um Wucher und Preistreiberei 
handelt? 
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31. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung zwei verschie- 
Dr. Schellenberg dene Aufklärungsschriften über die Rentenneu- 
ordnung, und zwar durch den Bundesminister 
für Arbeit und durch das Presse- und Infor- 
mationsamt, herausgeben lassen? 

32. Abgeordneter Wie hoch waren die Gesamtaufwendungen irr 
Dr. Schellenberg der Rentenversicherung der Arbeiter und der 

Rentenversicherung der Angestellten einschließ- 
lich Sonderzulagen im Jahre 1956? 

Bonn, den 15. März 1957 
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